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ABKOMMEN 
zwischen 

 
 

ÖSTERREICHISCHES FILMINSTITUT  
1070 Wien, Spittelberggasse 3, 

im Folgenden Filminstitut genannt 
 

und 
 

ÖSTERREICHISCHER RUNDFUNK  
1136 Wien, Würzburggasse 30, 

im Folgenden ORF genannt 
 
 

Film/Fernseh-Abkommen 2011 zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen Film 
und Fernsehen, im Folgenden Film/Fernseh-Abkommen genannt, mit dem der Vertrag 
vom 7. März 1989 und den Ergänzungen vom 5. Jänner 1994, vom 24. Februar 2003 
sowie vom 24. Jänner 2006 (inkl. Zusatzvereinbarung) ersetzt wird.  
 
 
Ziel  
§ 1. Ziel der Zusammenarbeit zwischen den Vertragspartnern dieses Abkommens ist 
es, zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen Film und Fernsehen, insbesondere zur 
Herstellung österreichischer Filme beizutragen, die den Voraussetzungen des 
Filmförderungsgesetzes (FFG) und des ORF-Gesetzes (ORF-G) entsprechen, beide in der 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gültigen Fassung.  
 
Ebenso ist wesentliches Ziel der Zusammenarbeit, die bestmögliche Wahrnehmung der 
österreichischen Filme bzw. Filme mit gemeinsamer Finanzierungs- und 
Förderungsbeteiligung in internationalen Koproduktionen vor dem Kino- und 
Fernsehpublikum zu ermöglichen. Der ORF tut dies im Rahmen seiner Berichterstattung 
und durch Präsenz des österreichischen Films in geeigneten Sendungen, 
Promotiontrailern und durch Ausstrahlung österreichischer Filme an adäquaten 
Sendeplätzen.  
 
Das Filminstitut tut dies durch die Gestaltung seiner Verträge mit ProduzentInnen, die 
dem ORF grundsätzlich unter Berücksichtigung des gesamten österreichischen 
Finanzierungsanteils die prioritäre und bevorzugte codierte Nutzung (sog. 
Erstausstrahlungsrecht) der entstehenden Filme auch gegenüber internationalen 
FinanzierungspartnerInnen einräumt.  
 
Filminstitut und ORF verpflichten sich, in jeweils unilateral zu verhandelnden 
Festlegungen über gemeinsame Filmprojekte (Filminstitut mit anderen Förderinstituten 
und Fernsehveranstaltern, der ORF mit anderen Förderinstitutionen und 
Fernsehveranstaltern) die gegenseitigen Interessen von Filminstitut und ORF prioritär zu 
vertreten und nach innen und außen partnerschaftlich aufzutreten.  
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Abkommensmittel  
§ 2. Zur Erreichung dieses Abkommenszieles stellt der ORF jährlich Mittel im Rahmen 
seines jeweiligen Finanzplanes und vorbehaltlich der Zustimmung seines Stiftungsrates 
sowie allfällige ihm für Zwecke dieses Abkommens von dritter Seite zukommende Mittel 
zur Verfügung, wobei jedenfalls für die Kalenderjahre 2010, 2011, 2012 und 2013 
zumindest 8.000.000 Euro jährlich als vereinbart gelten. 
 
Allfällige Erlösanteile des ORF aus der Kino- und Fernsehauswertung der von ihm 
mitfinanzierten Filme, die auf den ORF entfallen, werden zur Aufstockung des jeweiligen 
Jahresbetrages verwendet. Werden Abkommensmittel in einem Kalenderjahr nicht 
verbraucht, werden diese Mittel jeweils auf das Folgejahr übertragen. Für die 
Finanzierung aktueller Projekte sind primär die derart übertragenen Mittel zu verwenden. 
 
 
Gemeinsame Kommission  
§ 3. (1) Zur Durchführung des Film/Fernseh-Abkommens wird eine gemeinsame 
Kommission bestellt, der sechs Mitglieder angehören. Von diesen werden je drei 
Mitglieder vom Filminstitut sowie drei Mitglieder vom ORF benannt. Für jedes 
Kommissionsmitglied wird aus dem gleichen Kreis ein/eine StellvertreterIn benannt. Den 
Vorsitz der gemeinsamen Kommission führt im jährlichen Wechsel ein Mitglied aus dem 
Kreis des Filminstituts bzw. ein Mitglied aus dem Kreis des ORF, wobei der jeweils andere 
Vertragspartner den stellvertretenden Vorsitzenden/die stellvertretende Vorsitzende 
stellt. 
 
Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung. Die gemeinsame Kommission ist bei 
Anwesenheit von vier Mitgliedern beschlussfähig. Sie entscheidet mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen, eine Vertretung im Stimmrecht ist zulässig, eine 
Stimmenthaltung nicht; Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 
 
(2) Der gemeinsamen Kommission obliegt insbesondere  
a) die Entscheidung über die Herstellungsfinanzierung gemäß § 4 des Film/Fernseh- 
Abkommens, wobei Filme, die speziell und typisch zur Fernsehausstrahlung und nicht zur 
Auswertung im Kino geeignet erscheinen, nicht Gegenstand der Mitfinanzierung im 
Rahmen des Film/Fernseh-Abkommens sind;  
b) die Entscheidung über die Gewährung von Abkommensmitteln gemäß § 5 
(Nachwuchs- und Innovationsfinanzierung) des Film/Fernseh-Abkommens. 
Das nähere Verfahren regelt in allen Fällen die Geschäftsordnung. 
 
 
Herstellungsfinanzierung  
§ 4. (1) Eine gemeinsame Teilfinanzierung eines Filmvorhabens im Sinne des 
Film/Fernseh-Abkommens setzt voraus, dass es sich um einen Film im Sinne des § 1 
dieses Abkommens handelt, von den Vertragspartner die für die Filmherstellung 
beantragten finanziellen Mittel gemeinsam und unter Berücksichtigung des vom 
Filminstitut anerkannten Finanzierungsplanes erbracht werden, der/die ProduzentIn an 
den Herstellungskosten des Vorhabens einen Eigenanteil gemäß § 11 Abs.1 lit c des 
Filmförderungsgesetzes trägt und sichergestellt ist, dass für den aus Abkommensmitteln 
mitfinanzierten Film die Sperrfristen gemäß der jeweils geltenden Förderungsrichtlinien 
eingehalten werden. 
 
(2) Antragsberechtigt ist der/die HerstellerIn des zu finanzierenden Filmes. Der Antrag 
auf Herstellungsfinanzierung hat insbesondere zu enthalten:  
Förderungszusage des Filminstituts, Drehbuch, Stab-und Besetzungslisten, Kalkulation 
der voraussichtlichen Gesamtkosten des Filmvorhabens, Finanzierungs-und Terminplan 
der Herstellung, im Falle einer österreichisch-ausländischen Gemeinschaftsproduktion 
den Koproduktionsvertrag bzw. zumindest dessen Entwurf sowie ein Verwertungsplan. 
Den Antragsunterlagen ist auch der Nachweis beizufügen, dass die Voraussetzungen zur 
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Erlangung eines österreichischen Ursprungszeugnisses gegeben sind. Fehlen bei dem 
Antrag Angaben oder Unterlagen, die für die Finanzierungsentscheidung von relevanter 
Bedeutung sind, gilt der Antrag als nicht beschlussfähig. Werden die fehlenden Angaben 
bzw. Unterlagen trotz dahingehender Aufforderung vom/von der HerstellerIn nicht 
fristgerecht nachgereicht, wird der Antrag von der Kommission zurückgewiesen. 
 
(3) Zuerkannte Abkommensmittel fließen zur Gänze dem/der HerstellerIn zu. 
 
(4) Die für die gegenständliche Herstellungsfinanzierung gewidmeten Abkommensmittel 
unterliegen der Verwaltung des ORF. 
 
(5) In den Einzelverträgen, die der ORF mit dem/der HerstellerIn zu den 
gegenständlichen Filmen abschließt, wird die gesamte Finanzierungsbeteiligung des ORF 
in einen Lizenzbetrag und einen Finanzierungsanteil an den Herstellungskosten aufgeteilt. 
Für den Lizenzanteil werden zur Abgeltung der Fernsehnutzungsrechte folgende fixe 
Beträge vereinbart:  
 
Spielfilme:  45.000 Euro 
Dokumentarfilme: 22.000 Euro 
Dokumentationen: 11.000 Euro 
 
jeweils jedoch maximal 50% des gesamten ORF-Betrages. Liegt der ORF-Betrag unter  
80.000 Euro bei Spielfilmen bzw. 40.000 Euro bei Dokumentarfilmen bzw. 20.000 Euro 
bei Dokumentationen, dann reduzieren sich die oben angegebenen Fixbeträge 
entsprechend.  
 
(6) Die Ratenzahlungen der Mitfinanzierung durch den ORF sind im jeweiligen 
Mitfinanzierungsvertrag festzulegen und erfolgen grundsätzlich in der Staffelung 20% 
(Vertragsabschluss)/ 40% (Drehbeginn)/ 20% (Drehschluss)/10% (Rohschnittabnahme)/ 
10% (Fertigstellung und Lieferung des Sendebandes an den ORF sowie technischer 
Abnahme).  
 
Sofern bei Produktionen mit Herstellungskosten über drei Millionen Euro  bei Abschluss 
des Mitfinanzierungsvertrages mit dem Produzenten/der Produzentin keine Besicherung 
(Bankgarantie, Completion Bond, etc.) über 70% des vereinbarten ORF-
Finanzierungsbeitrages vorliegt, wird die Staffelung in 80% bei Rohschnittabnahme und 
20% nach Fertigstellung (Lieferung des Sendebandes durch den Produzenten/die 
Produzentin sowie nach schriftlicher Bestätigung der technischen Abnahme durch den 
ORF) abgeändert.  
 
(7) Filminstitut und ORF stimmen überein, die Vertragsabwicklung so effektiv wie 
möglich zu gestalten und werden darauf achten, Verträge mit ProduzentInnen möglichst 
frühzeitig – zumindest vor Drehbeginn – abzuschließen. Dies natürlich unter der 
Voraussetzung, dass die für den Vertragsabschluss erforderlichen Unterlagen des 
Produzenten/der Produzentin vollständig vorliegen und unter Berücksichtigung, dass die 
Vertragserstellung des ORF grundsätzlich erst nach der Vorlage des Vertrages mit der 
Primärförderstelle möglich ist.  
 
 
Nachwuchs- und Innovationsfinanzierung  
§ 5. (1) Zur besonderen Förderung des Nachwuchsfilmes, des Filmes mit 
Innovationscharakter, des Kurzfilmes und des Dokumentarfilmes sind bis zu 10 vH der 
Mittel gemäß § 2 des Film/Fernseh-Abkommens gewidmet.  
 
(2) Über die Mitfinanzierung entscheidet die gemeinsame Kommission, das nähere 
Verfahren regelt die Geschäftsordnung.  
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(3) Die Mitfinanzierung eines Filmvorhabens setzt voraus, dass die für die 
Filmherstellung erforderlichen finanziellen Mittel vom ORF und dem Filminstitut bzw. 
einer anderen filmfördernden Institution gemeinsam erbracht werden.  
 
(4) Die Bestimmungen des Film/Fernseh-Abkommens gemäß § 4 
(Herstellungsfinanzierung),  § 6 (Nutzungsrechte) und § 7 (Erlösbeteiligung) gelten 
sinngemäß; von der Voraussetzung des § 4 Abs. 1 b (Eigenanteil) kann in begründeten 
Fällen abgesehen werden.  
 
(5) Die für die Nachwuchs- und Innovationsfinanzierung gewidmeten Abkommensmittel 
unterliegen der Verwaltung des ORF.  
 
 
Nutzungsrechte  
§ 6. (1) Frei zugängliches Fernsehen (§ 11 a (1) d FFG)  
 
a) Der ORF ist berechtigt, die gemäß diesem Film/Fernseh-Abkommen mitfinanzierten 
Filme nach Ablauf der jeweiligen Kinoschutzfrist für das Gebiet Österreich (ausschließlich) 
und Südtirol (nicht ausschließlich) innerhalb der Lizenzzeit von 7 Jahren beliebig oft 
fernsehmäßig zu nutzen, danach erfolgt ein vollständiger Rechterückfall an den/die 
HerstellerIn. Bei internationalen Koproduktionen besteht seitens des ORF die 
Bereitschaft, die Lizenzzeit den jeweiligen internationalen Bedingungen anzupassen. 
Diesbezügliche Verhandlungen sind vom Produzenten/von der Produzentin vor 
Vertragsabschluss mit dem ORF einzuleiten. Die Lizenzzeit beginnt mit dem Tag, der dem 
Ende der Kinoschutzfrist folgt.  
 
b) Zur uncodierten Ausstrahlung über Satellit ist der ORF nach Ablauf von einem Jahr 
nach Ende der Kinoschutzfrist berechtigt, sofern der/die HerstellerIn bis zu diesem 
Zeitpunkt keinen einer derartigen uncodierten Satellitenausstrahlung durch den ORF 
entgegenstehenden Vertrag mit einem/einer dritten LizenznehmerIn und/oder 
Vertriebsunternehmen abgeschlossen hat. Sofern jedoch aufgrund eines derartigen 
Vertrages mit einem Dritten/einer Dritten eine uncodierte Satellitenausstrahlung durch 
den ORF auch innerhalb der beiden letzten Lizenzjahre des ORF nicht zulässig ist, 
verlängert sich die Lizenzzeit für den ORF automatisch um zwei Jahre, innerhalb welcher 
der ORF dann jedenfalls zur uncodierten Satellitenausstrahlung berechtigt ist. Sollte eine 
derartige direkt anschließende Lizenzzeitverlängerung nicht zulässig sein, wird der/die 
HerstellerIn dem ORF jedenfalls frühest möglich zwei zusätzliche Lizenzjahre für die 
uncodierte Satellitenausstrahlung für das Gebiet Österreich (ausschließlich) - mit 
Zustimmung des ORF auch nicht ausschließlich - und Südtirol (nicht ausschließlich) 
einräumen.  
 
c) Das codierte Erstausstrahlungsrecht für frei empfangbares Fernsehen (Free TV) in 
Österreich inkl. Südtirol in jedem technischen Verfahren liegt bei Produktionen, deren 
Gesamtherstellungskosten zum überwiegenden Teil (50vH oder mehr) mit Förder- und 
Finanzierungsmitteln aus Österreich finanziert werden, prinzipiell beim ORF. Der/die 
ProduzentIn ist verpflichtet, FinanzierungspartnerInnen über das prinzipielle 
Erstausstrahlungsrecht des ORF zu informieren und dieses Recht als integrierenden 
Bestandteil in die vertraglichen Vereinbarungen mit seinen FinanzierungspartnerInnen 
aufzunehmen. Bei Produktionen mit Minderheitsbeteiligung aus Österreich (49vH oder 
weniger der Gesamtherstellungskosten aus Österreich) kann das Erstausstrahlungsrecht 
des ORF einvernehmlich bei ORF-Vertragserstellung abgeändert werden. 
 
d) Die Vertragspartner halten einvernehmlich fest, dass eine überdurchschnittlich hohe 
Finanzierungsbeteiligung des ORF gemäß § 12 Abs 2 lit g FFG (wonach dem ORF dann die 
Fernsehnutzungsrechte auch für einen Lizenzzeitraum von bis zu zehn Jahren eingeräumt 
werden können) dann vorliegt, wenn dessen gesamte Finanzierungsbeteiligung mehr als 
35 % der Gesamtfinanzierung der Herstellungskosten des Filmes beträgt.  
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(2) Bezahlfernsehen (§ 11 a (1) e FFG)  
Die Verwertungsrechte für Bezahlfernsehen ("pay-TV") verbleiben grundsätzlich beim/bei 
der HerstellerIn und können von diesem nach Maßgabe der Einschränkungen gemäß 
nachstehenden lit a) bis d) ausgewertet werden; die Verwertung durch individuelle 
Zugriffs-und Abrufdienste für einzelne Filme (Video on Demand und Near Video on 
Demand) oder für ein festgelegtes Filmprogrammangebot gegen Entgelt (Pay-per-View) 
gemäß § 11 a (1) b FFG ist hiervon nicht erfasst; diese Rechte stehen dem/der 
HerstellerIn, ohne weitergehende Einschränkungen, als sie sich aus den Sperrfristen 
gemäß § 11a FFG ergeben, zu. 1 
 
a) pay-TV-Rechte für Österreich: Eine getrennte Verwertung der pay-TV-Rechte nur für 
das Gebiet Österreich (einschließlich sog. Österreich pay-TV Fenster) darf erst nach der 
Erstausstrahlung durch den ORF erfolgen. Dieses Erstausstrahlungsrecht des ORF ist auf 
einen Zeitraum von 12 Monaten nach Ende der Kinoschutzfrist befristet. Der/die 
ProduzentIn wird gegenüber seinem/ihrer LizenznehmerIn sicherstellen, dass 
dieser/diese auch bei Erwerb der deutschsprachigen pay-TV-Rechte vor Ablauf dieser 
Erstausstrahlungsfrist keine getrennte Ausstrahlung nur in Österreich durchführt.  
 
b) pay-TV-Rechte deutschsprachiger Raum: Bei Vergabe der deutschsprachigen pay-TV-
Rechte kann eine solche Ausstrahlung auch vor Ablauf der Erstausstrahlungsfrist für den 
ORF stattfinden, wenn ein pay-TV Veranstalter sich unmittelbar an der Finanzierung der 
Herstellungskosten angemessen beteiligt und dies Bestandteil des Finanzierungsplans ist; 
aber auch dann, wenn diese pay-TV-Rechte Teil eines zur Finanzierung der 
Herstellungskosten des Filmes getätigten Rechtepaketevorverkaufes sind und der Erlös 
für dieses Rechtepaket insgesamt (d.h., der auf die pay-TV-Rechte entfallende Betrag ist 
dabei nicht gesondert auszuweisen) angemessen ist.  
 
c) pay-TV-Rechte international: Bei Einstrahlung nach Österreich und Sendung in 
deutscher Sprache gilt für die Verwertung die für den deutschsprachigen Raum geltende 
Einschränkung. Diese Einschränkung gilt jedoch nur für Filme in ihrer deutschen 
Sprachfassung (d.h. auch in der deutschen Sprachfassung mit fremdsprachigen 
Untertiteln), nicht jedoch für deren fremdsprachige Fassungen mit deutschen Untertitel.  
 
d) pay-TV-Rechte deutschsprachiger Raum und/oder international sind noch verfügbar: 
Soweit die pay-TV-Rechte vom/von der HerstellerIn nicht für Zwecke der Finanzierung 
der Herstellungskosten vorverkauft sind, steht dem ORF eine Option auf den Erwerb der 
pay-TV-Rechte deutschsprachiger Raum für den Film in deutscher Sprache (vgl lit c) zu. 
Der ORF erwirbt diese Option im Rahmen des mit dem/der HerstellerIn abzuschließenden 
Einzelvertrages grundsätzlich zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Einzelvertrages. Ist 
jedoch der im Finanzierungsplan ausgewiesene Eigenanteil des Herstellers/der 
Herstellerin überdurchschnittlich hoch, erwirbt der ORF diese Option nur unter der 
Bedingung, dass der/die ProduzentIn diese pay-TV-Rechte nicht längstens bis zum Tag 
vor der Rohschnittabnahme des Filmes für Zwecke der Finanzierung der 
Herstellungskosten vorverkauft hat; dies ist entsprechend im Einzelvertrag festzulegen. 
Nach Rohschnittabnahme kann der ORF binnen der darauf folgenden sieben Tage durch 
Abgabe einer schriftlichen Erklärung gegenüber dem/der HerstellerIn die Option ausüben. 
Übt der ORF die Option nicht aus, dann stehen die gesamten pay-TV-Rechte wiederum 
dem/der HerstellerIn zur Nutzung nach Maßgabe der vorstehenden Regelungen a) zur 
Verfügung, womit lediglich die Ausnahme hinsichtlich der pay-TV-Rechte für Österreich 
weiterhin aufrecht bleibt. 
Für den Fall der Ausübung der Option ist vom ORF, zusätzlich zu seiner sonstigen 
finanziellen Beteiligung an dem Filmvorhaben, bei Bandabnahme ein Entgelt in Höhe von 

                                                 
1 Hinsichtlich der Zuordnung von   Near Video on Demand und Pay per View gibt es unterschiedliche Rechtsmeinungen. Der ORF  ist der 

Ansicht,  dass  diese  Nutzungen,  soweit  sie  nicht  unter  §  18  a  UrhG  fallen,  dem  Senderecht  zuzuordnen  sind.  Unpräjudiziell  und 
ausschließlich  für  Zwecke der Umsetzung dieses Abkommens wird aber der  (diesbezüglich nicht differenzierten) Qualifizierung des FFG 
gefolgt. 
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45.000 Euro für Spielfilme und bei Dokumentarfilmen ein zu vereinbarendes Entgelt für 
den Erwerb dieser pay-TV-Rechte an den/die HerstellerIn zu bezahlen. Dieses Entgelt gilt 
jedoch nicht als abrechnungspflichtiger Erlös gemäß § 7 des Film/Fernsehabkommens. 
Sofern bei einem vom/von der HerstellerIn angebahnten Verkauf dieser vom ORF 
erworbenen pay-TV-Rechte durch den ORF ein über diese 45.000 Euro bei Spielfilmen 
oder über den bei Dokumentarfilmen vereinbarten Betrag hinausgehender Mehrerlös vom 
ORF erzielt wird, ist der Mehrerlös zwischen dem ORF und dem/der HerstellerIn je zur 
Hälfte aufzuteilen." 
 
(3) Catch-up-TV 
Der ORF ist berechtigt, die gemäß diesem Abkommen mitfinanzierten Filme auf Abruf im 
Streaming-Verfahren binnen 7 Tagen nach der Free-TV-Ausstrahlung (sog. "catch-up-TV 
right") codiert für das Gebiet Österreich (ausschließlich) und Südtirol (nicht 
ausschließlich) unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Dies gilt auch für die 
ausschnittsweise Nutzung gemäß Punkt (5) "Ausschnittsrechte".  
 
(4) Hörfilm-Fassung 
Die Rechtseinräumung an den ORF inkludiert ohne Zusatzkosten auch die Rechte an einer 
Hörfilm-Fassung, soferne eine solche vorliegt.  
 
(5) Ausschnittsrechte 
Dem ORF werden an allen gegenständlichen Filmen auch die Rechte zur 
ausschnittsweisen Nutzung eingeräumt. Diese Rechtseinräumung ist unentgeltlich und 
beschränkt auf die Sendedauer von drei Minuten sowie auf den Zweck der Promotion für 
den betreffenden Film, für Sendungen (Nachrichten und dergleichen) aus aktuellem 
Anlass (z.B. Nachruf) sowie für die Nutzung im nonfiktionalen Bereich für Porträts von 
SchauspielerInnen, RegisseurInnen, HerstellerInnen. Die Sendung dieser Ausschnitte 
über 3sat ist bei reiner Promotion für den betreffenden Film unentgeltlich, bei sonstiger 
Nutzung im oben angeführten Umfang entgeltpflichtig, wobei ein Lizenzbetrag von  
135 Euro pro angefangener Sendeminute vereinbart wird. 
 
Der/die ProduzentIn informiert den ORF schriftlich über allfällige im Film enthaltenen 
Fremdrechte, insbesondere auch solche an der Musik. Hinsichtlich der Musik ist zu 
beachten, dass bei Verwendung von Aufnahmen vorbestehender Werke sowohl die 
Urheberrechte der KomponistInnen/BearbeiterInnen/Verlage als auch die 
Leistungsschutzrechte der TonträgerherstellerInnen/InterpretInnen zu klären sind. Diese 
Information erfolgt bei der Abnahme mittels der Musikliste und allfälliger sonstiger 
Unterlagen.  
 
(6) Abspann  
Die Vertragspartner sind sich einig, dass der Abspann der gegenständlichen Filme für die 
Sendung im Fernsehen entsprechend gestaltet werden muss. Die Gestaltung eines 
fernsehgerechten Abspanns erfolgt zunächst individuell je Film in gemeinsamer 
Absprache zwischen ProduzentIn, RegisseurIn und ORF. Wird eine generelle Regelung 
vereinbart, gilt diese.  
 
 
Erlösbeteiligung 
§ 7. Soweit einzelvertraglich nicht anders vereinbart, steht der Verwertungserlös der 
gemäß §§ 4 und 5 des Film/Fernseh-Abkommens mitfinanzierten Filme nach Abdeckung 
des vom Filminstitut anerkannten Eigenanteils des Herstellers/der Herstellerin (zuzüglich 
eines 7,5%igen Herstellergewinns) dem/der HerstellerIn und dem ORF entsprechend dem 
Verhältnis ihrer Beteiligungen an der Finanzierung der Herstellungskosten zu, wobei 
analog zur Regelung des Filminstituts jener Anteil der Erträge zur Rückzahlung zu 
verwenden ist, welcher der halben Beteiligung des ORF an der Gesamtfinanzierung 
entspricht. Diese Mittel fließen zur Gänze in die Abkommensmittel zurück.  
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Promotion und Medienkooperationen  
§ 8. Der ORF erklärt sich grundsätzlich bereit, über die im Rahmen des Abkommens 
mitfinanzierten Filme innerhalb des Programms angemessen zu informieren und nach 
Möglichkeit auch den Kinostart mit Trailern und Kooperationen kostenfrei zu 
unterstützen. Sofern sich der ORF z.B. an den Kosten einer Kinopremiere etc. kooperativ 
beteiligt, sind darüber hinausgehende Medienkooperationen des Herstellers/der 
Herstellerin im Vorfeld mit dem ORF abzustimmen. 
 
 
Mitteilungsverpflichtungen 
§ 9.  ORF und Filminstitut erhalten nach Ablauf jedes Kalenderjahres, spätestens 
jedoch bis 31. März, gegenseitig je eine Aufstellung  

1. der im vorangegangenen Jahr gemäß Abkommen jeweils eingesetzten Förder- bzw. 
Finanzierungsmittel sowie der jeweils zugeflossenen Erlösanteile aus der Verwertung der 
abkommensfinanzierten Filme und 
 

2. der Termine der ersten gewerblichen öffentlichen Vorführung (Kinostart) der 
abkommensgeförderten Filme in Österreich und der Termine der Ausstrahlung der 
abkommensfinanzierten Filme. 
 
 
§ 10 Schlussbestimmungen  
(1) Die Bestimmungen gemäß § 6 ("Nutzungsrechte") gelten, ausgenommen "Catch-up-
TV-Rechte" (siehe nachfolgenden Absatz 3) für Filme, für die eine Finanzierungszusage 
nach dem 1. Jänner 2005 gegeben wurde. 
 
Für sonstige seit Beginn des Film/Fernseh-Abkommens hergestellte Filme gilt folgendes: 
 
1.1. Die uncodierte Satellitenausstrahlung durch den ORF ist nur nach Einholung einer 
vorherigen schriftlichen Zustimmung des Herstellers/der Herstellerin zulässig, wobei 
der/die HerstellerIn diese Zustimmung nur aus wichtigem Grund verweigern darf. Ein 
wichtiger Grund liegt dann vor, wenn er vor der beabsichtigten uncodierten 
Satellitenausstrahlung durch den ORF einen dieser Ausstrahlung entgegenstehenden 
Vertrag mit Dritten abgeschlossen hat. 
 
1.2. Die Regelung für Ausschnittsrechte gilt nach Maßgabe der Verfügbarkeit dieser 
Rechte für den/die HerstellerIn. 
 
(2) Im Einzelfall können die Nutzungsrechte an Filmen, die eine Finanzierungszusage vor 
dem 01. Jänner 2005 erhalten haben, unter Anwendung einer jeweils zu verhandelnden 
Erlösbeteiligung des ORF an den/die HerstellerIn rückübertragen werden.  
 
(3) Die Regelungen betreffend Catch-up-TV (§ 6 Abs.3) und Erlösbeteiligung (§ 7) gelten 
für Filme, die eine Finanzierungszusage nach dem 01. Jänner 2011 erhalten haben. Für 
eine Nutzung der Catch-up-TV Rechte von Filmen, die vor diesem Zeitpunkt eine 
Finanzierungszusage erhalten haben, ist die Zustimmung des Produzenten/der 
Produzentin erforderlich. 
 
(4)  Als Maß zur Berechnung der Wertbeständigkeit des Optionsbetrages gemäß § 6 Abs 
2 lit d des Film/Fernseh-Abkommens dient der Verbraucherpreisindex 2005, der von der 
Statistik Austria monatlich verlautbart wird, oder ein an seine Stelle tretender Index. 
Ausgangsbasis dieser Wertsicherungsklausel ist der Monat Oktober 2010. Schwankungen 
der Indexziffer nach oben oder unten bis einschließlich 5 % bleiben unberücksichtigt. 
Dieser Spielraum ist erstmals von der für Oktober 2010 verlautbarten Indexziffer und 
sodann bei jedem Überschreiten des jeweils geltenden Spielraums nach oben oder unten 
neu zu berechnen, wobei stets die erste außerhalb des jeweils geltenden Spielraumes 
gelegene Indexziffer die Grundlage für die Berechnung des neuen Spielraumes bildet. Die 
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sich daraus ergebenden Änderungen des Optionsbetrages sind laufend vom Filminstitut 
zu berechnen. Über entsprechenden Antrag des Filminstitutes ist dementsprechend der 
geänderte Optionsbetrag jeweils von der gemeinsamen Kommission (§ 3 Film/Fernseh-
Abkommen) zu beschließen und gemeinsam mit dem Zeitpunkt, ab welchem der 
geänderte Optionsbetrag zur Anwendung gelangt, vom Filminstitut in geeigneter Form zu 
verlautbaren. 
 
(5)  Das Film/Fernseh-Abkommen tritt mit der Unterzeichnung in Kraft. Es kann 
beiderseits bis jeweils 30.06. unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten zum 
Jahresende gekündigt werden, erstmals zum 31. Dezember 2013.  
 
(6) Ausschließlicher Gerichtsstand ist das die Handelsgerichtsbarkeit ausübende Gericht 
in Wien.  
 
 
Es gilt österreichisches Recht. 
 
Wien, am 14. Januar 2011 
 
 
 
 
 

 
 
 

 


